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Vorwort

Das vorliegende Werk entstand als Dissertation während meiner Tätigkeit
als Rechtsanwalt, Fachanwalt für Arbeitsrecht und Syndikusrechtsanwalt
in Personalabteilungen. So entstammen unter anderem die Wahl der un-
tersuchten Beispiele und die Lösungsansätze meiner Praxis als Berater und
Vertreter von Arbeitgebern, Arbeitnehmern und Betriebsräten aus der In-
nen- sowie Außensicht von Unternehmen und Konzernen. Wenn ich die
Arbeit in dieser Fassung vorlege, dann nicht deswegen, weil ich sie für
endgültig halte. Ich verbinde damit viel mehr die Hoffnung, dass die Ar-
beit als Ausgangspunkt für die weitere Beschäftigung mit dem Thema
dient.

Die Arbeit wurde im Mai 2020 von der juristischen Fakultät der Gott-
fried Wilhelm Leibniz Universität als Dissertation angenommen. Die Gut-
achten haben Prof. Roland Schwarze (Erstgutachter) und Prof. Felipe
Temming (Zweitgutachter) erstellt. Der Stand von Rechtsprechung und
Literatur ist bis zum 30.05.2020 berücksichtigt.

Herr Prof. Roland Schwarze hat die Arbeit angeregt. Hierfür danke ich
ihm sehr. Mein Dank gilt zudem Frau Valentine Stein-Vigroux und Herrn
Manuel Lauer für wertvolle Hinweise und das Korrekturlesen. Ein beson-
derer Dank gilt den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Biohotels Burg
Lenzen (Elbe). Dort sind weite Teile der Arbeit entstanden.

Vor allem danke ich Friederike Bodenstein-Dresler für die unendlich lie-
bevolle Fürsorge, Nachsicht, Kraft, Ermutigung und gute Laune, mit der
sie mich immer begleitet. Schließlich danke ich meinen Eltern, die mich
bei der Fertigstellung dieser Arbeit in jeder Hinsicht unterstützt und mir
Rückhalt gegeben haben.

Hannover/Lenzen (Elbe), im Juni 2020
 
Felix J. Haupt
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